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Verbesserung der Situation auf dem Altpapiermarkt 

Dem Altpapiermarkt in der Bundesrepublik Deutschland droht akut der 
Zusammenbruch. Dies liegt vorrangig daran, daß wesentlich mehr Alt-
papier von den Bürgerinnen und Bürgern gesammelt wird, als von der 
Industrie zur Produktion von  Recycling-Papier wiederverwendet wer-
den  kann. Diese sich noch immer weiter öffnende Schere drückt den 
Preis für Altpapier und bedroht damit dessen Markt. 

Daß mehr gesammelt als wiederverwendet wird, wird damit begründet, 
daß 

— grundsätzlich zu wenig Recycling-Papier verwendet wird, 

— die Qualität von Recycling-Papier für bestimmte Qualitätsanforde-
rungen nicht ausreichen soll (Offsetdruck auf dünnem Magazin-
papier), 

— ästhetische Gesichtspunkte, insbesondere bei der Werbung, den 
Vorrang vor ökologischen Gesichtspunkten haben. 

In der Antwort auf eine Anfrage teilte die Bundesregierung in Druck-
sache 11/2961 Ende 1988 mit, daß im Durchschnitt der Bundesressorts 
unter 50 Prozent Recycling-Papier verwendet würden, daß bei den 
obersten Bundesbehörden keine genauen Angaben gemacht werden 
könnten, genauso wie für Bundesbahn und Bundeswehr und daß die 
Bundespost auch bei ihrem Anteil der Verwendung von Recycling-
Papier bei knapp unter 50 Prozent läge. 

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit vom 23. Mai 1991 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifttype — den Fragetext. 
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Zusätzlich führte die Bundesregierung seinerzeit aus, daß sie Akzep-
tanzschwierigkeiten für Recycling-Papier in den Verwaltungen von 
Bund, Ländern und Gemeinden, in der Wi rtschaft und in den privaten 
Haushalten sehe, die Akzeptanz aber durch „verschiedene Maßnahmen 
zur Erfüllung der Information und Verstärkung der Markttransparenz" 
verbessern wolle. 

1. Wie hoch ist heute der Anteil bei der Verwendung von Recycling-
Papier in den Bundesministerien? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch heute der Anteil der 
Verwendung von Recycling-Papier bei Bundestag und Bundesrat 
ist? 

3. Wie hoch ist heute der Anteil bei der Verwendung von Recycling-
Papier bei den obersten Bundesbehörden? 

4. Wie hoch ist heute der Anteil bei der Verwendung von Recycling-
Papier bei Bundespost, Bundeswehr, Bundesbahn und Reichsbahn? 

Zur Beantwortung der Fragen 1 bis 4 wurde vom Bundesmini-
sterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit eine Um-
frage bei den obersten Bundesbehörden durchgeführt. Die Ergeb-

nisse sind in der Anlage zusammengestellt. Weitere Angaben 
konnten aufgrund der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit 
nicht ermittelt werden. 

5. Treffen Meldungen zu, daß zumindest teilweise bei den oben 
genannten Behörden oder Institutionen nach wie vor beim Einkauf 
von Papier ausschließlich preisliche Gesichtspunkte eine Rolle spie-

len und nicht auch ökologische? 

Nein. Grundsätzlich sind alle genannten Behörden und Institutio-
nen gehalten, neben den haushaltsrechtlichen Grundsätzen auch 
die Aspekte der Umweltverträglichkeit bei Beschaffungsmaßnah-
men mit einzubeziehen. Im übrigen ist gerade die Beschaffung 
von Recyclingpapier ein gutes Beispiel für das Erreichen ökono-
mischer und ökologischer Vorteile, da Produktalternativen auf 
Altpapierbasis in der Regel günstiger einzukaufen sind als her-
kömmliche Erzeugnisse. 

6. Sieht die Bundesregierung nach wie vor Akzeptanzprobleme bei 
der Verwendung von Recycling-Papier in den Verwaltungen von 
Bund, Ländern und Gemeinden, in der Wirtschaft und den p rivaten 
Haushalten? 

Ja, aber wie die Umfrageergebnisse belegen, mit insgesamt 

abnehmender Tendenz. 

7. Wie sahen die 1988 angekündigten verschiedenen Maßnahmen 
konkret aus, mit denen die Bundesregierung Akzeptanzschwierig-
keiten bei der Verwendung von Recycling-Papier abbauen wollte? 

Aus der Antwort der Bundesregierung vom 19. August 1988 auf 
die Frage 66 der Abgeordneten Frau Hartenstein (Drucksache 
11/2961) ergibt sich, daß die Bundesregierung nicht Maßnahmen 
angekündigt, sondern auf in der Durchführung begriffene Maß-
nahmen verwiesen hat. Über diese Maßnahmen hinaus werden 
vor allem im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit des Bundes- 
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ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Ver-
braucher über die ökologischen Vorteile von Recyclingpapier in-
formiert. So wurden seit Mitte des Jahres 1990 über einen Infor-
mationsdienst „Umwelttip" für Printmedien Tips, die sich mit 
Recyclingpapierprodukten befaßten, geschaltet. Diese Tips wer-
den in zahlreichen Regional- und Tageszeitungen sowie der Yel-
low Press und den Frauenzeitschriften redaktionell umgesetzt, so 
daß sich ein sehr hoher Verbreitungsgrad ergibt. Im Bereich der 
elektronischen Medien wurde im Rahmen des Privatfernsehens 
SAT 1 in der Reihe „Teletip Natur" 1990 eine siebenminütige 
Sendung zur Altpapierverwertung initiiert. 

In Zusammenarbeit mit zahlreichen Zeitschriften wurde 1989, 
1990 und 1991 zum Kauf von Recyclingpapierprodukten aufgefor-
dert. Mehrere Broschüren und Periodika sowohl des Bundesmini-
steriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit als auch 
des Umweltbundesamtes haben sich außerdem mit Verbraucher

-

informationen zum Einsatz von Recyclingpapier an eine breite 
Öffentlichkeit gewandt. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit hat darüber hinaus im Mai 1990 den Entwurf von 
Zielfestlegungen der Bundesregierung zur Vermeidung, Ver-
ringerung oder Verwertung von Abfällen aus Papier vorgelegt. 
Dieser fordert öffentliche Hand und p rivate Wirtschaft sowie p ri

-vate Haushalte zur bevorzugten Beschaffung und Verwendung 
altpapierhaltiger Papierprodukte auf. 

8. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß es technisch ohne weite-
res möglich ist, dünnes Magazinpapier ohne Chlorbleichung und 
unter Verwendung von Altpapieranteilen in Offsetqualität herzu-
stellen? 

Der Offsetdruck zählt zu den Flachdruckverfahren und findet bei 
der Herstellung von Tageszeitungen, bebilderten Zeitschriften, 
Katalogen und anderen Druckerzeugnissen mit mittlerer Auf-
lagenhöhe breite Anwendung. Die technischen Anforderungen, 
die in diesem Druckverfahren an Papiersorten gestellt werden, 
beziehen sich auf Rupffestigkeit, Nichtstauben, chemische Neu-
tralität und Dimensionsstabilität. Eingesetzt werden gestrichene 
und urigestrichene Format- und Rolldruckpapiere. 

Der Stand der Technik bezüglich des Altpapier-Einsatzes bei der 
Herstellung ungestrichener Papiere für den Offset-Druckbereich 
beträgt 100 Prozent. Diese ungestrichenen Recycling-Papiere 
erfüllen auch die technischen Anforderungen bei schnell laufen-
den Offsetdruckmaschinen. In der Entwicklung befinden sich 
auch gestrichene Recyclingpapiersorten (Altpapier-Einsatzquote 
100 Prozent) in Offsetqualität. Es kann allerdings z. Z. nicht abge-
schätzt werden, wann diese Papiersorten am Markt verfügbar 
sind. 

Auf den Einsatz chlorierter Bleichchemikalien wird bei der Alt-
papieraufbereitung grundsätzlich verzichtet. 

9. Wie steht die Bundesregierung zu einem generellen Verbot der 
chlorhaltigen Zellstoffbleiche? 
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Zum Verbot der chlorhaltigen Zellstoffbleiche hat die Bundes-
regierung in der Antwort auf die Frage Nr. 64 des Abgeordneten 
Harald B. Schäfer vom 18. April 1991 (Drucksache 12/500, Seite 
29) Stellung genommen. Hierauf wird verwiesen. 

Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß eine ausschließliche 
chlorfreie Bleiche des überwiegend eingesétzten Sulfatzellstoffs 
gegenwärtig großtechnisch nicht möglich ist. Nach Aussage des 
Verbandes Deutscher Papierfabriken wird innerhalb der alten 
Bundesländer bis Ende 1991 eine Umstellung der gesamten Zell-
stoffbleiche auf chlorarme und zum Teil chlorfreie Verfahren 
erfolgen. 

Die Bundesregierung wird national wie auch international darauf 
hinwirken, die in Gang befindliche Umstellung der Zellstoff-
bleiche auf chlorarme und chlorfreie Bleichverfahren zu beschleu-
nigen. 

10. Ist die Bundesregierung bereit, Vorschriften zur Verwendung von 
Druckpapieren zu erlassen, um auf diesem Wege den Altpapier-
anteil zu erhöhen? 

11. Ist die Bundesregierung bereit, Vorschriften über Mindesteinsatz-
quoten von Recycling-Papier zu erlassen? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es definierter Ver-
wendungsgebote nicht bedarf. Sie hält demgegenüber einen Lö-
sungsansatz für zielführender, der einen verbindlichen abfallwirt-
schaftlichen Rahmen vorgibt und damit den betroffenen Wirt-
schaftskreisen einen breiten Raum für eigenverantwortliche und 
marktgereche Initiativen überläßt. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit bereitet zu diesem Zweck gegenwärtig einen Verord-
nungsentwurf vor, der einen Rücklauf gebrauchter Papiere an 
Vertreiber, Erzeuger und Hersteller vorsieht. 

12. Wie beurteilt die Bundesregierung den Gedanken eines Kennzeich-
nungsgebotes für Papier, aus dem sich der Anteil an Altpapier für 
den Verbraucher deutlich erkennen ließe? 

Angaben über den Altpapieranteil können ein nützlicher Hinweis 
für die Kaufentscheidung eines umweltbewußten Verbrauchers 
sein. Ein Kennzeichnungsgebot, aus dem der Altpapieranteil der 
Papiere erkennbar wird, ist allerdings nur sinnvoll, wenn eine 
Kontrollmöglichkeit der Herstellerangaben möglich ist. Da Meß-
verfahren zur Bestimmung des Altpapieranteils nicht verfügbar 
sind (Altpapierfasern unterscheiden sich kaum von Frischfasern), 
müßte ein aufwendiges Begleitscheinverfahren zur Kontrolle der 
Altpapierströme aufgebaut werden. Die Bundesregierung wird 
die Zweckmäßigkeit einer solchen Regelung im Hinblick auf den 
damit verbundenen Verwaltungsaufwand sowie die sich ggf. er-
gebende Notifizierungsbedürftigkeit gegenüber der EG prüfen. 
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13. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, durch Vorschrif-
ten eine möglichst sortenreine Sammlung von Altpapier zu gewähr-
leisten? 

Die Bundesregierung hat nach § 14 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 und 4 des 
Abfallgesetzes die Möglichkeit, auf eine sortenreine Sammlung 
von Altpapier hinzuwirken. Das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit beabsichtigt, von dieser 
Ermächtigung im Rahmen der in Vorbereitung befindlichen Ver-
ordnung Gebrauch zu machen. 

14. Ist die Bundesregierung bereit, ein Zumischungsgebot für Altpapier 
bei der Herstellung von neuem Papier auszusprechen? 

Es wird auf die Beantwortung der Fragen 10 und 11 verwiesen. 

15. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Preis für Alt-
papier vorübergehend zu stützen, um zu verhindern, daß der Alt-
papiermarkt zusammenbricht, bzw. Zuschüsse für die Förderung 
von Produkten aus Recycling-Papier bereitzustellen? 

Die Bundesregierung hat bereits in der Beantwortung der Kleinen 
Anfrage der Abgeordneten Frau Hensel und der Fraktion DIE 
GRÜNEN — Drucksache 11/7238 — ausgeführt, daß sie eine Stüt-
zung des Altpapierpreises im Wege der Subventionierung grund-
sätzlich für keine zielführende Maßnahme hält. Die Bundesregie-
rung hat es sich demgegenüber in den Koalitionsvereinbarungen 
zum Ziel gesetzt, Hersteller und Vertreiber von Wirtschaftsgütern 
mehr als bisher in die Verantwortung für die Entsorgung ihrer 
Güter miteinzubeziehen. Durch eine neue Produktverantwortung 
soll diese Veränderung erreicht werden. Wer künftig ein Produkt 
erzeugt und wer es vermarktet, ist auch grundsätzlich für dessen 
Verwertung bzw. Entsorgung verantwortlich. 

16. Welche Auswirkungen auf den Absatzmarkt für Altpapier hätte es, 
wenn die Verleger von Zeitungen Druckpapiere mit höchstmög-
lichem Altpapieranteil für die Herstellung ihrer Druckerzeugnisse 
einsetzen würden? 

Bei der Herstellung von Zeitungsdruckpapier ist es Stand der 
Technik je 1 000 kg hergestellten Zeitungsdruckpapiers 600 kg 
Altpapier aus unteren Sorten und bis zu 150 kg aus mittleren 
Sorten einzusetzen. Eine Realisierung dieses Altpapiereinsatzes 
für sämtliche 1990 in der Bundesrepublik Deutschland (alte Län-
der) verbrauchten Zeitungsdruckpapiere hätte eine zusätzliche 
Nachfrage nach 0,78 Mio. t Altpapier bedeutet. 

17. Welchen Effekt auf die Altpapierverwertung hätte es, wenn die 
Verleger von Druckerzeugnissen auf der Grundlage von holzhal-
tigem Papier (ohne Zeitungsdruckpapier) Papiersorten für ihre 
Druckerzeugnisse verlangen würden, die zu 40 Prozent aus Alt-
papier bestehen? 
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Eine exakte Mengenabschätzung ist in diesem Bereich schwierig, 
da die vom Verband Deutscher Papierfabriken veröffentlichten 
Statistiken den Gesamtverbrauch an holzhaltigen Papiersorten für 
Druckerzeugnisse nicht ausweisen. Schätzungsweise lag der Ver-
brauch an  gestrichenen und ungestrichenen holzhaltigen Papie-
ren 1989 bei zwei Mio. t. Unter der Annahme, daß in diesem 
Anwendungsbereich die technologischen Voraussetzungen zur 
Herstellung und zur Verwendung von Papiersorten mit 40 Prozent 
Altpapier realisiert werden, könnten 0,8 Mio. t mehr Altpapier 
verwertet werden. 
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Anlage zur Antwort der Bundesregierung 

Anteil von Recyclingpapier in % Bemerkungen 

Umfrage 1985 Umfrage 1991 

Chef des Bundespräsidialamtes 30 Angaben aus 1989 

Chef des Bundeskanzleramtes 67 55 

Auswärtiges Amt 33 60 im Inland; Angaben aus 1989 

Bundesminister des Innern 95 90 

Bundesminister der Justiz 90 nahezu 100 

Bundesminister der Finanzen 70 59 infolge einer Umstellung 
im Kopierbereich demnächst 
90 % 

Bundesminiser für Wirtschaft 17 90 

Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

8 0 

Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

17 60 

Bundesminister der Verteidigung 25 80 

Bundesminister für Familie und Senioren 12** 85 

Bundesminister für Frauen und Jugend 12** 50 

Bundesminister für Gesundheit  12** 68 Angaben aus 1989 für Bundes-
minister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit 

Bundesminister für Verkehr 66 55 die Einsatzquote bei der Deutschen 
Bundesbahn beläuft sich auf 60 % 

Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 

*** 
nahezu 100 

Bundesminister für Post 
und Telekommunikation 

80 80 bei der Deutschen Bundespost 
werden folgende Einsatz- 
quoten erreicht: 
1. Formblätter 	 50 % 
z. Briefhüllen 	 100 % 
3. DV-Endlospapier 	38 % 
4. Schreib-, Kopier- 
und Flachdruckpapier 	93 % 

5. Hygienepapiere 	100 % 

Bundesminister für Raumordnung  

Bauwesen und Städtebau 
90 92 

Bundesminister für Forschung 
und Technologie 

34 73 

Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft 

33 75 

Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit 

35 5 

Chef des Presse- und Informationsamtes
der Bundesregierung 

93 

Deutscher Bundestag 10 

Bundesrat 0,5 weitere 47 % des Papierverbrauches 
weisen einen Altpapieranteil von 
40 bis 50%auf 

Bundesverfassungsgericht 95 

Bundesrechnungshof 14 

An der Umfrage nicht teilgenommen. 

Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit. 

Bildung des Bundesumweltministeriums durch Organisationserlaß vom 5. Juni 1986. 

 



 


